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1	 Einleitung und Hintergrund

Am 18. August 2024 ist die EU-Verordnung 
über die Wiederherstellung der Natur (EU Na-
ture Restoration Law/NRL) in Kraft getreten 
(EU 2024), im Deutschen kürzer auch als Re-
naturierungsgesetz oder offiziell Wiederher-
stellungsverordnung (WVO) bezeichnet. Wir 
stellen mit diesem Essay und zwei Folgebei-
trägen die nicht unbedingt logische politi-
sche und rechtliche Architektur vor, in wel-
che die WVO eingebunden ist, und zeigen 
Querbeziehungen und Rückkopplungen zu 
anderen Politikfeldern auf. Dazu ist ein Über-
blick über die komplexe Gemengelage an 
internationalen, europäischen und nationa-
len Strategien und Rechtsnormen notwen-
dig. 

Für das inhaltliche Verständnis der WVO 
braucht es einen Blick auf den ursprünglichen 
Anlass, die Intentionen und Ziele des von der 
EU-Kommission entwickelten Vorschlags so-
wie auf den Verlauf des Gesetzgebungsver-
fahrens in den beiden legislativen Organen 
der EU, dem Parlament und dem Rat. Wir prä-
sentieren weiterhin Argumente, welche die 
Notwendigkeit der WVO mit verbindlichem 
Gesetzescharakter für alle EU-Mitgliedsstaaten 
begründen, und wir wagen Analysen zu mög-
lichen und vorstellbaren Implikationen und 
Umsetzungsproblemen. Beispielhaft wird in 
einem Folgebeitrag (Luick et al. 2025 a; einge-
reicht) der Komplex der Wälder aus einer 
waldökologischen und umweltpolitischen 
Perspektive betrachtet, zwei Perspektiven, die 
nicht automatisch harmonieren. Der Forstsek-

tor hat in der WVO schon die deutlichsten 
Konkretisierungen erfahren. Für diesen Sektor 
werden daher beispielhaft Mechanismen her-
ausgearbeitet, die auch für die Wiederherstel-
lung anderer Ökosysteme gelten.

Worum geht es inhaltlich in der WVO? Im 
Kern lautet das Ziel, die ökologische Leis-
tungsfähigkeit der Ökosysteme nicht nur im 
Status quo zu bewahren, sondern bereits zer-
störte oder geschädigte Ökosysteme wieder 
in einen guten Zustand zu bringen. Die WVO 
ist das weltweit erste Gesetz, in dem eine 
ganze Staatengemeinschaft anerkennt, dass 
die Natur eine überlebenswichtige Grundla-
ge für die menschliche Existenz ist, und sich 
zu daraus resultierenden Aufgaben verpflich-
tet. Dabei strebt die WVO an, diese Ziele in 
ein flächenwirksames Gesamtkonzept insbe-
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sondere mit dem Klimaschutz und der Land-
nutzung zu integrieren (siehe dazu Luick et 
al. 2025 a; eingereicht).

Die Gesetzesinitiative für die WVO brachte 
die EU-Kommission am 22. Juni 2022 nach 
schwieriger Vorbereitung auf den Weg (EC 
2022 a). Die beiden Jahre bis zur Verabschie-
dung im Juni 2024 waren durch spannende, 
oft kontroverse Debatten geprägt und mehr 
als einmal drohte das Gesetzgebungsverfah-
ren zu scheitern.

Die politische Dimension der WVO ist 
mehrschichtig. Zunächst ist die WVO eine 
zentrale Maßnahme zur gesetzgeberischen 
Umsetzung ökologischer Ziele des Green-
Deal-Konzepts der Europäischen Union, zu 
dem auch die EU-Biodiversitätsstrategie 2030 
und die EU-Waldstrategie 2030 gehören. Zu-
gleich ist die WVO aber auch als wichtiges 
Instrument zur Umsetzung völkerrechtlich 
verbindlicher Verpflichtungen aus der UN-
Klimarahmenkonvention und dem Überein-
kommen über die biologische Vielfalt (United 
Nations Framework Convention on Climate 
Change – UNFCCC und Convention on Bio-
logical Diversity) zu sehen, die von der EU 
wie auch von allen ihren Mitgliedstaaten rati-
fiziert wurde (UNEP 1992, 2011, 2023).

Zeitgleich mit dem Entwurf der WVO wurde 
am 22.6.2022 auch der Verordnungsentwurf 
zur nachhaltigen Verwendung von Pflanzen-
schutzmitteln (Sustainable Use Regulation – 
SUR) auf den Weg gebracht, der ebenfalls aus 
dem Green Deal abgeleitet ist. Die Beratung 
beider Gesetze in Rat und Parlament wurde 
als Paket gesehen. Die SUR sollte eine Reduk-
tion von nachweislich die Umwelt und die 
menschliche Gesundheit gefährdenden Pflan-
zenschutzmitteln (PSM) in der Landwirtschaft 
bis 2030 um 50 % sowie ein Verbot von PSM  
in „sensiblen Gebieten“ (Schutzgebiete nach 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie sowie Natura-
2000-Gebiete) bewirken. Für den von der 
Kommission vorgelegten Gesetzesentwurf 
der SUR gab es starke Unterstützung von Ins-
titutionen und NGOs aus dem Umweltbereich 
und dem Gesundheits- und Verbraucher-
schutzsektor. Auf der anderen Seite formierte 
sich heftiger Widerstand aus agrarischen Krei-
sen und anderen mit ihnen verbundenen Nut-
zerverbänden. Schon der Entwurf der SUR 
scheiterte bei seiner ersten parlamentarischen 
Hürde am 22.11.2023 im EU-Parlament auf-
grund der Wirkungen massiver Lobbyarbeit 
dieser Gruppen. Damit war dieses Gesetzge-
bungsverfahren beendet und das im Rahmen 
des Green Deal vorgesehene „Naturschutzpa-
ket“ aus WVO und SUR aufgelöst.

2	 Die Ausgangslage für die WVO – 
der Zustand der Natur

2.1	 Die globale Situation

Die planetaren Grenzen oder Belastungs-
grenzen der Erde (planetary boundaries), seit 
2023 auch als Erdsystemgrenzen (earth-sys-
tem boundaries) bezeichnet, definieren öko-
logische Grenzen für derzeit neun biophysi-
kalische Systeme und Prozesse, die das Funk-
tionieren der lebenserhaltenden Systeme auf 
der Erde regulieren und damit auch die Sta-
bilität und Widerstandsfähigkeit des Erdsys-
tems bestimmen (Rockström et al. 2009, 2023, 
PIK 2024, Abb. 1). Bei Überschreitung der de-
finierten Grenzen ist die Stabilität des Sys-
tems Erde und damit auch die Existenz 
menschlicher Zivilisationen gefährdet. 

Neue Validierungen zeigen, dass mittler-
weile sechs der neun planetaren Belastbar-
keitsgrenzen überschritten sind und damit 

das Risiko großräumiger, abrupter und irre-
versibler Umweltveränderungen (Kipp-Punk-
te) dramatisch gestiegen ist (unter anderem 
Persson et al. 2022, Richardson et al. 2023, 
Abb. 1). Drei dieser planetaren Grenzen sind 
dabei schon so weit überschritten, dass der 
Hochrisikobereich erreicht wurde: Klimawan-
del, Veränderung der biogeochemischen 
Kreisläufe und Veränderung der Integrität 
der Biosphäre. 

Der letztgenannte Komplex subsumiert 
die planetare biologische Vielfalt und die Sta-
bilisierung des Erdsystems durch notwendi-
ge ökologische Prozesse. Hier sind die Gren-
zen im Grunde unumkehrbar überschritten: 
75 % der Landoberfläche und 66 % der Mee-
resfläche sind durch menschlichen Einfluss 
teils extrem und irreversibel verändert und 
über 85 % der globalen Feuchtgebiete gin-
gen in den letzten 100 Jahren vollständig 
verloren. Ein weiteres Indiz ist, dass sich nach 
Modellen und auch auf Grundlage von regio-

Abb. 1: Das Konzept der planetaren Grenzen (planetary boundaries) oder auch Belastungsgrenzen wurde von 
Geo- und Umweltwissenschaftlern unter Leitung von Johan Rockström am Stockholm Resilience Centre entwi-
ckelt und 2009 erstmals veröffentlicht. Das aktualisierte Konzept von 2023 definiert neun planetare Grenzen; 
sechs davon sind nach Expertensicht irreversibel überschritten (Richardson et al. 2023, PIK 2024). 
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nalen empirischen Studien die Aussterberate 
von Organismen seit den 1950er-Jahren 
gegenüber einer angenommenen natürli-
chen Aussterbe- und Entstehungsrate neuer 
Arten (Bezug sind die Durchschnitte der  
letzten 10 Mio. Jahre der Erdgeschichte) um 
den Faktor 100–1.000 erhöht hat. Die Raten 
der kommenden Jahrzehnte werden wahr-
scheinlich sogar 10.000-mal höher sein 
(unter anderem De Vos et al. 2024, IPBES 
2019, SCBD 2020). Nach dem „Living Planet 
Report 2024“ (WWF 2024), der regelmäßig 
weltweit 5.500 Wirbeltierarten in 35.000 
Populationen untersucht, sind in den vergan-
genen 50 Jahren die Populationen über alle 
Gruppen um 73 % zurückgegangen. Beson-
ders betroffen sind Süßwasserökosysteme 
(minus 85 %), Landökosysteme (minus 69 %) 
und Meeresökosysteme (minus 56 %). Der 
NEXUS-Report des Weltbiodiversitätsrates 
(IPBES 2024) vermutet, dass in den letzten 
30–50 Jahren in jeder Dekade die globale 
Biodiversität insgesamt um 2–6 % zurückge-
gangen ist. 

Der nach dem britischen Ökonomen Sir 
Partha Dasgupta benannte Dasgupta-Report 
(„The Economy of Biodiversity“, Dasgupta 
2021) beleuchtet die wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Auswirkungen des Artensterbens 
und der Umweltzerstörung sowie die Not-
wendigkeit, das Naturkapital in ökonomische 
Bilanzierungssysteme einzuführen. Nach Be-
rechnungen des Reports geben die Staaten 
global jährlich circa 500 Milliarden US-Dollar 
für Subventionen in den Sektoren Landwirt-
schaft, Fischerei und fossile Energien/Kraft-
stoffe aus. Diese lösen Umwelt- und Gesund-
heitsschäden in einer Dimension von jährlich 

mindestens 4–6 Billionen US-Dollar aus, wäh-
rend gleichzeitig für den Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen nur ein Bruchteil da-
von ausgegeben wird: maximal 80–150 Mil-
liarden US-Dollar pro Jahr, das entspricht nur 
0,1 % der globalen Wirtschaftsleistung. Einen 
Eindruck der Relationen vermittelt Abb. 2.

2.2	 Die europäische und deutsche 
Situation

Bewertungen der Europäischen Umweltagen-
tur im Kontext der Wirkungen von politischen 
und praktischen Maßnahmen der EU-Bio
diversitätsstrategie 2020 (EC 2011) ergeben 
ebenfalls ein alarmierendes Bild zum Zustand 
der Natur. Betrachtet wird dabei nicht die 
„Normallandschaft”, in der die Zustände wohl 
noch dramatischer sind, sondern der Status 
der geschützten Lebensraumtypen (LRT) und 
der geschützten Pflanzen- und Tierarten nach 
der EU-FFH-Richtlinie (EEA 2019, 2020, 2023, 
CEU 2024). So sind von den LRT (in Summe 
über alle Gruppen und ohne Berücksichti-
gung der Flächenanteile) 82 % in einem un-
günstigen bis unzureichenden oder in einem 
ungünstigen bis schlechten Erhaltungszu-
stand. Das heißt, es befinden sich lediglich 
18 % der LRT in einem günstigen Erhaltungs-
zustand. Aufgrund fehlender Daten ist eine 
Darstellung der Flächenanteile mit einem ge-
samteuropäischen Bezug nicht möglich. Im 
Detail ergibt sich folgendes Bild für flächen-
haft wichtige Gruppen von LRT, für die ein 
günstiger Zustand bewertet wurde:

	▶ Wälder: 12 % (4 von 22 LRT),
	▶ Grasländer: 8 % (2 von 25 LRT),
	▶ Hoch- und Niedermoore: 0 % (0 von 16 LRT),

	▶ Süßwasserlebensräume: 0 % (0 von 17 LRT).
In Deutschland kommen 93 LRT vor. Davon 
befinden sich circa 70 %, überwiegend Offen-
land-Lebensraumtypen, in einem ungünsti-
gen Erhaltungszustand. Im Indikatorenbe-
richt 2023 der Bundesregierung zur Nationa-
len Strategie zur biologischen Vielfalt wird 
dezidiert festgestellt, dass der aktuelle Indi-
katorwert zum Erhaltungszustand der FFH-
Lebensräume und -Arten nicht nur weit vom 
Zielbereich entfernt ist, sondern sich zudem 
noch kontinuierlich verschlechtert (Deutsche 
Bundesregierung 2021, 2023). 

Nach den Zielen der EU-Biodiversitäts-
strategie für 2020 sollten bis 2023 mindes-
tens 10 % der Flächen unter Schutz gestellt 
werden. Gemäß einer Analyse zur Auswei-
sung von streng geschützten Gebieten mit 
wirksamen Strategien hinkt Deutschland 
mit derzeit nur 0,6 % im europäischen Ver-
gleich weit hinterher (Gatti et al. 2023). Ent-
täuschend ist auch die Bilanz der nationalen 
Biodiversitätsstrategie (NBS) von 2007 – und 
das trotz zahlreicher Kampagnen und kom-
plexer Förderprogramme; dazu die Evidenz 
aus verschiedenen Monitoringvorhaben 
(unter anderem BMUV 2024 a, Deutsche 
Bundesregierung 2021, 2023, Hallmann et 
al. 2017, HBS & BUND 2025, Wirth et al. 2015, 
2024): 

	▶ Laut den Roten Listen der Tiere, Pflanzen 
und Pilze sind etwa 25 % der circa 40.000 be-
werteten Arten und Unterarten in Deutsch-
land bestandsgefährdet, bereits ausgestor-
ben oder verschollen; bei den Insektenarten 
sind es 34 % der bewerteten 14.000 Arten.

	▶ Etwa 31 % der Pflanzen, 20 % der Pilze und 
Flechten sowie 35 % der Wirbeltiere und 32 % 

Foto 1: Aufgrund der EU-Flächenstilllegungsprämie gab es in den 1990er- und 2000er-Jahren großflächig Ackerbrachen, die die Artenvielfalt in der Agrarlandschaft stark 
gefördert haben. 
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der wirbellosen Tiere sind bestandsgefähr-
det, bereits ausgestorben oder verschollen.

	▶ Extreme Artenverluste gibt es in den Ag-
rarlandschaften: Von den Vogelarten des Of-
fenlands gelten 70 % als gefährdet (viele sind 
großräumig schon ausgestorben) und weite-
re 13 % werden auf der Vorwarnliste geführt.

	▶ Die Gesamtbiomasse an Fluginsekten ist 
seit den 1980er-Jahren um rund 70 % zurück-
gegangen.

	▶ Seit den 1990er-Jahren haben die Bestände 
der Wildbienen um circa 42 % abgenommen.

	▶ Fast 70 % der Biotoptypen (bezogen auf 
die Anzahl) weisen einen unzureichenden 
oder schlechten Zustand auf, vor allem die 
landwirtschaftlich genutzten Grünlandflä-
chen, aber auch Binnengewässer und Moore.

	▶ Nach der verpflichtenden EU-Bericht-
erstattung für FFH-Gebiete und EU-Vogel-
schutzgebiete sind circa 60 % der Gebiete in 
einem unzureichenden oder schlechten Zu-
stand.

	▶ Nur 9 % der Oberflächengewässer sind in 
einem guten Zustand.

	▶ Der HNV-Index (High Nature Value Farm-
land, Agrarflächen mit hoher Vielfalt) bewer-
tet in regelmäßigen Abständen repräsentativ 
über mehr als 1.700 Stichprobenflächen den 
Zustand der agrarischen „Normallandschaf-
ten“. Danach lieferten für das Statusjahr 2022 
im Durchschnitt nur noch circa 13 % der Ag-
rarflächen nennenswerte ökologisch positive 
Leistungen: Einen äußerst hohen Naturwert 
hatten nur 2,8 % der Agrarflächen. Der Ziel-
wert aus der NBS 2007 für das Jahr 2020 lag 
bei 20 %.
Die NBS 2030 (BMUV 2024) reagiert darauf, in-
dem sie klare Zielvorgaben bis 2030 formu-
liert, teilweise ergänzt durch Ziele bis 2050. 
Zielspezifische Indikatoren sollen eine kons-
tante Mess- und Überprüfbarkeit des Umset-
zungsstands ermöglichen. Der zugehörige 
erste Aktionsplan listet 21 Handlungsfelder 
für die Jahre 2024–2027.

3	 Der Rahmen der WVO: Green 
Deal, EU-Biodiversitätsstrategie 
2030 und EU-Waldstrategie 2030

Der European Green Deal ist ein von der ers-
ten Kommission von der Leyen am 11.12.2019 
vorgestelltes Politikprogramm mit den Zie-
len:

	▶ die Emissionen von Treibhausgasen in der 
EU bis 2050 auf Netto-Null zu reduzieren und 
als erster Kontinent klimaneutral zu werden; 
dazu wurde ein spezielles Teilpaket (fit for 55) 
aufgelegt, dessen Ziel die Reduktion der 

Treibhausgasemissionen bereits bis 2030 um 
55 % ist;

	▶ das europäische Naturkapital zu erhalten 
und zu verbessern;

	▶ ganz allgemein die Wirtschaft auf einen 
nachhaltigen Transformationspfad zu lenken.
Das Konzept soll durch zahlreiche legislative 
Einzelmaßnahmen umgesetzt werden (EC 
2019, 2021 a, Abb. 3). Dazu gehören im Fokus 
unseres Essays und in Ergänzung zur WVO 
insbesondere: 

	▶ ein neues EU-Klimagesetz (EU Climate 
Law);

	▶ die Überarbeitung von bestehenden Ver-
ordnungen und Richtlinien, unter anderem 
der EU-Erneuerbare-Energien-Richtlinie (Re-
newable Energy Directive – RED), der EU-Ver-
ordnung Landnutzung, Landnutzungsände-
rungen und Forstwirtschaft (Land Use, Land-
Use Change and Forestry Regulation – LU-
LUCF); 

	▶ die gescheiterte Verordnung zur nachhal-
tigen Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln für eine nachhaltigere Landwirtschaft 
(Sustainable Use Regulation – SUR);

	▶ die Verordnung für entwaldungsfreie Pro-
dukte (EU Deforestation Regulation – EUDR), 
deren Inkrafttreten auf 2026 verschoben wur-
de;

	▶ eine Neuausrichtung der Gemeinsamen 
EU-Agrarpolitik (Common Agricultural Poli-
cy – CAP). 
In der Präambel zum Green Deal wird ausge-
führt, dass „alle politischen Maßnahmen der 
EU … zur Erhaltung und Wiederherstellung 
des europäischen Naturkapitals beitragen“ 
sollten. Im Abschnitt „Ökosysteme und Bio-
diversität erhalten und weiterentwickeln“ 

werden konkrete Maßnahmen im Zuge einer 
neuen Biodiversitätsstrategie 2030 (EC 2020, 
vorgelegt 2021) sowie einer darauf aufzu-
bauenden Waldstrategie (EC 2021 b, vorge-
legt 2021) angekündigt. Zentrale Forderun-
gen und Begründungen aus diesen beiden 
Strategien mit Bezug zum Wald sind folgen-
de:

	▶ Das bereits bestehende Netz geschützter 
Gebiete soll auf mindestens 30 % der Land-
fläche erweitert werden. 10 % der Landfläche 
sollen streng geschützt werden und Wald-
ökosysteme müssen einen wesentlichen Bei-
trag zu diesem Ziel leisten. Effektive Bewirt-
schaftungsregeln sollen den Schutz gewähr-
leisten. 

	▶ Alle noch vorhandenen Primär- und Alt-
wälder (Naturwälder) sollen erfasst, streng 
geschützt und überwacht werden. Zwar um-
fassen sie nur noch etwa 3 % der Waldfläche 
der EU, speichern aber erhebliche Kohlen-
stoffmengen und binden weiterhin zusätz
lichen Kohlenstoff aus der Atmosphäre. 
Gleichzeitig sind sie für die Biodiversität und 
die Erbringung kritischer Ökosystemleistun-
gen unverzichtbar. Entscheidend ist auch,  
die Dynamik dieser Wälder, soweit möglich, 
natürlichen Prozessen zu überlassen und 
gleichzeitig Synergien mit nachhaltigem 
Ökotourismus und Erholungsmöglichkeiten 
zu finden. 

	▶ Für die Ausweitung der Wald- und Baum-
bedeckung sollen Potenziale nachhaltiger 
Aufforstung aktiviert werden. Unter „uneinge
schränkter Achtung der ökologischen Grund-
sätze“ sollen bis 2030 mindestens 3 Mrd. Bäu-
me zusätzlich gepflanzt werden, davon die 
Hälfte in urbanen Räumen.

Abb.2: Relation zwischen den geschätzten Investitionen in den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen,  
den Subventionen in Landwirtschaft, Fischerei und fossile Energien sowie den dadurch bewirkten Umwelt- und 
Gesundheitsschäden in globaler Perspektive (Zahlen nach Dasgupta 2021)
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	▶ Forstwirtschaftliche Verfahren, welche die 
biologische Vielfalt beeinträchtigen und 
einen Verlust von in Wurzeln und im Boden 
gespeichertem Kohlenstoff verursachen, sol-
len vermieden werden. 

	▶ Der Klimawandel und der Verlust an bio-
logischer Vielfalt (auch in den Wäldern) erfor-
dern dringend die „adaptive“ Wiederherstel-
lung von Wäldern im Rahmen ökosystemba-
sierter Bewirtschaftungsansätze. Generell 
muss die biologische Vielfalt in Wäldern ver-
stärkt geschützt und wiederhergestellt wer-
den, um die Widerstands- und Anpassungs-
fähigkeit der Wälder zu verbessern. 
In den Political Guidelines für ihre zweite 
Kommission kündigte von der Leyen 2024 an, 
zwar beim Green Deal auf Kurs zu bleiben, 
aber auch zahlreiche Aktivitäten zur Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie und zur Senkung der Ener-
giepreise starten zu wollen. Es bleibt abzu-
warten, wie diese auf den ersten Blick nicht 
unbedingt kohärenten Ziele tatsächlich um-
gesetzt werden und was von den richtigen 
und notwendigen Ambitionen des Green 
Deal sich noch materialisieren wird. Einige 
wichtige Bausteine des Green Deal, wie die 
SUR, wurden bereits in der ersten Kommis-
sion von der Leyen abgelehnt, gar nicht auf 
den Weg gebracht oder nur in abgeschwäch-
ter Form umgesetzt. Schon jetzt zeichnet sich 
ab, dass die EU im Sektor Klimaschutz das 
Ziel, bis 2050 klimaneutral zu werden, mit 
den aktuell eingeführten Maßnahmen nicht 
erreichen wird, da schon erste Zwischenziele 
nicht annähernd verwirklicht wurden.

Begleitet wurde der WVO-Entwurf der 
Kommission von einer umfangreichen Studie 
(Impact Assessment) zu seinen möglichen 

ökologischen und sozio-ökonomischen Aus-
wirkungen einschließlich einer detaillierten 
Darstellung von Varianten und Handlungs-
optionen (EC 2022 b). Die „Better Regulation 
Guidelines“ verpflichten die EU-Kommission 
zu einer solchen auf partizipativer und 
konsultatorischer Basis erfolgenden Ex-ante-
Abschätzung der Gesetzesfolgen, um sowohl 
die notwendige Rechtskonformität zu be-
gründen als auch unnötige neue Bürokratie 
zu verhindern (EC 2021, 2023). Diese fundier-
te, evidenzbasierte Untersuchung wurde im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren immer 
wieder infrage gestellt und von einigen par-
lamentarischen Kreisen auch grundsätzlich 
ignoriert. Das ist allerdings kein Sonderfall, 
sondern ein eher „normales Gebaren“ bei na-
tionalen, europäischen und auch globalen 
politischen Aushandlungsprozessen für Ge-
setzesvorhaben zwischen politisch unter-
schiedlichen und zudem lobbyintendierten 
Interessen.

4	 Der Entstehungsprozess der 
Wiederherstellungsverordnung

Die wissenschaftliche Begründung für die 
WVO (und auch die gescheiterte SUR) ist der 
überwiegend ungünstige ökologische Zu-
stand unserer natürlichen und semi-natürli-
chen Ökosysteme (unter anderem De Vos et 
al. 2024, IPBES 2019, SCBD 2020, UN 2019, 2020, 
Wirth et al. 2024 und oben Abschnitt 2). Dies 
gilt, wie dargestellt, sowohl für eine globale 
Perspektive als auch für die EU insgesamt, 
mit unterschiedlicher Relevanz in den einzel-
nen Mitgliedstaaten. Die wenig nachhaltige 
Art und Weise, wie Land agrarisch und oft 
auch forstlich genutzt wird, trägt neben an-

deren Faktoren wie Flächenverbrauch, Zer-
schneidung und Schadstoffeinträgen maß-
geblich zu diesem schlechten Zustand bei. 
Dabei geht es nicht nur um die Vielfalt von 
Arten und Lebensräumen, sondern mindes-
tens gleichwertig darum, dass die Ökosyste-
me, die für unsere Existenz unentbehrlichen 
Leistungen, etwa für den Klimaschutz, die 
Klimaanpassung und den Wasserhaushalt, 
immer weniger erbringen können (unter an-
derem IPBES 2024, Wirth et al. 2024). Die Ten-
denzen sind weiterhin bedrohlich negativ, 
trotz zahlreicher Abkommen wie der Kon-
vention über die biologische Vielfalt und der 
FFH- und Vogelschutz-Richtlinie der EU 
(unter anderem NEOFO 2024). In einer nach-
folgenden Publikation (Luick et al. 2025 b; 
eingereicht) werden der Zustand, die Ökosys-
temleistungen hinsichtlich der Klimawandel-
folgen (Senken und Quellen für CO2) und die 
Fähigkeiten zur Bereitstellung von Ressour-
cen der globalen, europäischen und der 
deutschen Wälder detaillierter ausgeführt.

Die bisherigen gesetzgeberischen Lösungs-
ansätze der EU im Umweltbereich, um die ein-
gegangenen Verpflichtungen zu erfüllen, wa-
ren Anleitungen (europäische Rahmengeset-
ze) an die Mitgliedstaaten und politische Pro-
gramme wie die EU-Biodiversitätsstrategie. 
Diese blieben aber weitgehend erfolg- und 
wirkungslos (unter anderem BirdLife 2015, EC 
2022c, EEA 2020, NEOFO 2024, WWF 2020; sie-
he auch oben Abschnitt 2). Zu den Erklärun-
gen gehört, dass zahlreiche im Umweltsektor 
erlassene Richtlinien von vielen Mitgliedstaa-
ten national nur zögerlich, inhaltlich abge-
schwächt und mit zeitlichem Verzug umge-
setzt werden. Nicht selten muss die Kommis-
sion als „Hüterin der Verträge“ ein sogenanntes 
Pilotverfahren (Vorverfahren zur Untersu-
chung von Verstößen gegen das EU-Recht) 
oder gar ein Vertragsverletzungsverfahren auf 
den Weg bringen, an dessen Ende wiederholt 
Verurteilungen durch den Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) stehen. Dies gilt auch für 
Deutschland: Mitte 2023 waren insgesamt 71 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-
land anhängig, zehn davon allein umweltbezo-
gen (DNR 2023). Hinzu kommt, dass gerade im 
Umweltbereich auch die nationalen Gerichte 
im Zuge anhängiger Klagen immer wieder Ent-
scheidungsvorlagen an den EuGH richten, wo-
durch weitere Mängel bei der nationalen Um-
setzung und Anwendung europäischen Rechts 
festgestellt werden. 

Das sind Gründe, warum die EU-Kommis-
sion für die WVO – statt des legislativen Inst-
ruments der Richtlinie als Rahmengesetz, 

Foto 2: Die großflächige Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln ist einer der Gründe für die aktuelle Biodiver-
sitätskrise. 
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das auf Rechtsanpassungen in den Mitglied-
staaten gerichtet ist  – das Instrument der 
Verordnung gewählt hat. Die Verordnung 
bietet eine schnellere Rechtswirksamkeit, 
bindende Zielvorgaben durch die EU, Rechts-
vereinheitlichung und begrenzt die nationa-
len Spielräume für Umsetzungsregeln. Aller-
dings ist diese Beschränkung nationaler 
Spielräume auch Grund für heftige politische 
Auseinandersetzungen im Vorfeld der 
Rechtssetzung. Textbox 1 gibt einen Über-
blick zur Entstehung von Gesetzen auf EU-
Ebene.

Mit dem Vorschlag der Europäischen Kom-
mission an das Europäische Parlament und 
den Rat für ein EU-Gesetz beginnt das soge-
nannte ordentliche Gesetzgebungsverfah-
ren, das ein oder zwei Lesungen umfasst so-
wie, sofern notwendig, ein Vermittlungsver-
fahren und im Fall der WVO eine dritte Le-
sung. Der Rat stimmt mit qualifizierter Mehr-
heit ab. Das Europäische Parlament entschei-
det mit einfacher Mehrheit der Stimmen, die 
bei der ersten und dritten Lesung abgege-
ben werden, und mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder bei der zweiten Lesung. 

Im Abstimmungsverfahren zur WVO war 
im Ministerrat die Definition der qualifizier-
ten Mehrheit entscheidend. Seit 2014 ist die-
se wie folgt definiert: Es gilt das Prinzip der 
sogenannten doppelten Mehrheit. Das heißt, 
bei Abstimmungen über einen Vorschlag der 
Kommission ist die qualifizierte Mehrheit 
dann erreicht, wenn zwei Bedingungen er-
füllt sind: (1) 55 % der EU-Länder – also 15 
von insgesamt 27 Ländern – stimmen zu und 
(2) diese Länder müssen gleichzeitig mindes-
tens 65 % der Gesamtbevölkerung der Union 
vertreten. 

In Zusammenhang mit dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren der Europäischen 
Union mit mehreren Lesungen, unterschied-
lichen Beschlusslagen von Parlament und Mi-
nisterrat, dem möglichen Scheitern und der 
langen Dauer ist seit 2007 zur Beschleuni-
gung eines Gesetzgebungsverfahrens auch 
ein sogenannter Trilog als Vermittlungsver-
fahren möglich. Ziel eines Trilogs ist es, eine 
vorläufige Einigung über einen Gesetzesvor-
schlag zu erzielen, der sowohl für das Parla-
ment als auch für den Rat, also die Mitgesetz-
geber, annehmbar ist. Generell ist ein Trilog 
eine informelle interinstitutionelle Verhand-
lung, die in jeder Phase eines Gesetzge-
bungsverfahrens abgehalten werden kann, 
an dem das Europäische Parlament, der Rat 
der Europäischen Union und die Europäische 
Kommission teilnehmen. Praktisch wird 

meist ein von der EU-Kommission vorgeleg-
ter, aber für das EU-Parlament oder den Mi-
nisterrat nicht mehrheitsfähiger Gesetzestext 
über Verhandlungen und Abstimmungen in 
diesen Gremien zu einem einheitlichen vor-
läufigen Kompromissvorschlag verändert, 
der dann vom Rat und Parlament jeweils in-
dividuell verabschiedet wird. 

5	 Standpunkte in der Debatte

Von nationalen, europäischen und globalen 
Institutionen und Organisationen des Umwelt- 
und Naturschutzes wurde der Kommissions-
vorschlag für ein europäisches Renaturie-
rungsgesetz mit wirkungsmächtigen Inhalten 
euphorisch begrüßt. Erwartbar im politischen 
Prozess war im Gegenzug allerdings auch die 
weitgehend ablehnende Bewertung durch In-
stitutionen und Organisationen aus dem Be-
reich der agrarischen und forstlichen Nutzung. 
Die im Rat repräsentierten Mitgliedstaaten 

positionierten sich zur WVO unterschiedlich, 
wie auch die Abgeordneten im EU-Parlament. 
Hier gab es nicht nur divergierende Auffassun-
gen zwischen den einzelnen Fraktionen, son-
dern teils quer durch die Fraktionen. 

Normalerweise lehnen die konservativen 
pro-europäischen Fraktionen im EU-Parla-
ment von der Kommission vorgeschlagene 
umweltrelevante Gesetze nicht pauschal ab. 
Viele Umweltgesetze der vergangenen Jahre 
wurden von dieser Seite konstruktiv beglei-
tet und mitgetragen. Hinzu kam im Falle der 
WVO, dass der Vorschlag mit Unterstützung 
der EVP-Fraktion (Europäische Volkspartei) 
eingebracht wurde, der auch die deutsche 
Kommissionspräsidentin Ursula von der Ley-
en zuzurechnen ist. Denn die WVO ist ein 
zentraler Baustein des zu ihrem Regierungs-
programm gehörenden Green Deal (siehe 
oben, Abschnitt 3). 

Wichtig war im politischen Raum der stell-
vertretende niederländische Kommissions-

Textbox 1: Wie Gesetze auf EU-Ebene entstehen 

Auf EU-Ebene unterscheidet sich ein Gesetz-
gebungsverfahren – Verordnungen ein-
schließend – grundlegend von den jeweils 
individuellen Verfahren der 27 Mitgliedstaa-
ten. Grundsätzlich hat nur die Europäische 
Kommission das Gesetzesinitiativrecht. Das 
heißt, nur die Kommission darf den legislati-
ven Organen und zu beteiligenden Gremien 
Gesetzentwürfe vorlegen. Allerdings kön-
nen andere Akteure die Kommission auffor-
dern, tätig zu werden:

•	das Europäische Parlament, 

•	der Rat der EU, auch als EU-Ministerrat be-
kannt (die jeweiligen Fachministerinnen 
und -minister der Mitgliedstaaten), 

•	der Europäische Rat (die 27 Staats- und Re-
gierungschefinnen/-chefs der EU-Mitglied-
staaten plus die Präsidentin oder der Präsi-
dent der EU-Kommission und des Europäi-
schen Rates).

Theoretisch möglich ist auch die Einbrin-
gung einer Gesetzesinitiative über eine 
europäische Bürgerinitiative. Als Rechtsakte 
der EU gelten Verordnungen, Richtlinien, Be-
schlüsse, Empfehlungen und 
Stellungnahmen:

•	Beschließen Europaparlament und Rat 
eine Verordnung, wie im Falle der WVO, 
gilt diese mit ihren Zielen und Maßnah-
men unmittelbar und verbindlich in allen 
EU-Mitgliedstaaten. In den nationalen Par-
lamenten müssen allenfalls noch Ausfüh-
rungsgesetze beschlossen werden, die 
zum Beispiel Verwaltungszuständigkeiten, 

Befugnisse von Behörden oder Mitwir-
kungspflichten von Bürgerinnen und Bür-
gern im Kontext der nationalen Rechts
systeme regeln. 

•	Handelt es sich um eine Richtlinie, so ha-
ben die Parlamente der Mitgliedstaaten 
diesen gesetzlichen Rahmen und die darin 
getroffenen Zielvorgaben durch ein eige-
nes nationales Gesetz in einem definierten 
Zeitrahmen umzusetzen. Dabei müssen sie 
auf nationaler Ebene neben den für die 
Ausführungsgesetze genannten Aspekten 
auch Maßnahmen und Instrumente zur 
Umsetzung im nationalen Recht festlegen. 

•	Verordnungen und Richtlinien werden 
grundsätzlich vom EU-Parlament und dem 
Ministerrat beschlossen, den beiden legis-
lativen Organen der EU. Während das Parla-
ment in der Regel Mehrheitsentscheidun-
gen trifft, benötigen Entscheidungen des 
Ministerrates oft eine qualifizierte Mehr-
heit. Wie auch im deutschen Recht kann 
die Legislative die Kommission ermächti-
gen, detaillierte Bestimmungen zur Umset-
zung in delegierten Rechtsakten oder 
Durchführungsrechtsakten zu erlassen.

•	Auch Beschlüsse sind verbindliche Rechts-
akte, jedoch ohne Gesetzesrang, die aber 
nur einen oder wenige Adressaten (Mit-
gliedstaaten, Unternehmen oder Perso-
nen) ansprechen. Sie können vom Rat oder 
der Kommission erlassen werden. 

•	Empfehlungen und Stellungnahmen ha-
ben keine Verbindlichkeiten. 
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präsident Frans Timmermanns. Er war inner-
halb der Kommission für die Umsetzung des 
Green Deal verantwortlich und ein klarer Be-
fürworter der WVO, wurde zugleich jedoch 
aus konservativen Kreisen für eine unzurei-
chende Suche nach einem Ausgleich mit kri-
tischen und ablehnenden Gruppen und für 
undiplomatische Kommunikation verant-
wortlich gemacht. So entwickelte sich eine 
Ablehnungskultur für die WVO von bisher in 
EU-parlamentarischen Verfahren selten ge-
kannter Art. Mehrfach schien es, dass das 
Vorhaben auf dem Weg durch die europäi-
schen Gesetzgebungsinstanzen scheitern 
würde. Allerdings, das sollte man nicht über-
sehen, gab es auch immer wieder einge-
streute sachliche Gesprächsrunden, in denen 
um Lösungen gerungen wurde.

In allen EU-Staaten kam es zu einer starken 
öffentlichen Mobilisierung. Die Pro- und Kon-
tra-Lager mobilisierten in großem Umfang 
Unterstützung für ihre jeweiligen Standpunk-
te. Mehr als eine Mio. Unterschriften pro WVO 
wurden über verschiedene Kampagnen und 
Petitionen an die Institutionen der EU und die 
EU-Abgeordneten gerichtet, rund 6.000 Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler aus 
zahlreichen Disziplinen, mehr als 100 Unter-
nehmen und auch ein breites Bündnis ver-
schiedenster Organisationen der Zivilgesell-
schaft haben das Gesetzesvorhaben der Kom-
mission unterstützt (unter anderem Pe’er et al. 
2023, 2024, Science Adviser 2023). 

Vor allem von Agrar- und Forstverbänden, 
aber auch aus parlamentarischen Kreisen he-
raus wurde dagegen ein Zerrbild zu mut-

maßlichen negativen Folgen einer WVO ent-
wickelt. Divergierende Grundüberzeugun-
gen, weltpolitische Ereignisse sowie nicht be-
gründbare Einschätzungen und Ängste ver-
mengten sich und brachten eine zunehmend 
aufgeladene, bisweilen absurd anmutende 
Stimmung hervor. So wurde in europaweiten 
Kampagnen zum Beispiel argumentiert 
(unter anderem EVP 2022–2024, NABU 2023, 
SER 2023), dass die WVO

	▶ zu Enteignungen von land- und forstwirt-
schaftlichen Flächen führen werde,

	▶ bewirke, dass zahlreiche Dörfer abgerissen 
und abgesiedelt würden, um dann durch die 
Wiedervernässung von Mooren Feuchtgebie-
te zu schaffen,

	▶ die Landwirtschaft zwinge, dass jeder Be-
trieb 10 % seiner produktiven Flächen aufge-
ben müsse und bis zu 30 % der Wälder forst-
lich nicht mehr genutzt werden dürften,

	▶ die Agrarflächen in großem Stil reduzieren 
werde und sich damit die Kosten für Kauf 
und Pacht von Nutzflächen massiv erhöhen 
würden,

	▶ zu weiteren massiven Preiserhöhungen bei 
Lebensmitteln führen werde,

	▶ angesichts des Krieges in der Ukraine der-
zeit keine Rechtfertigung habe und die Le-
bensmittelproduktion und Versorgungssi-
cherheit in der EU massiv reduzieren werde,

	▶ den Ausbau der erneuerbaren Energien 
massiv behindern werde und

	▶ die Anstrengungen für Klimaschutz und 
Biodiversität konterkariert würde.
Begleitet waren diese medialen Kampagnen 
durch massive Protestaktionen der europäi-

schen Bauernverbände auf nationaler Ebene 
und vor allem durch wiederholte Aktionen in 
Brüssel und Straßburg vor entscheidenden 
Abstimmungen, die am 26.2.2024 eine bisher 
nicht gekannte Radikalität erlebten. Augen-
zeugen beschrieben bürgerkriegsartige Ak-
tionen mit massiven Verwüstungen und 
Sachbeschädigungen in der Innenstadt von 
Brüssel und zahlreichen verletzten Ord-
nungskräften (unter anderem EURACTIV 
2024, NOZ 2024, SZ 2024). Unter den Landnut-
zungsverbänden hatte einzig der Europäi-
sche Dachverband der Jäger eine positive 
Einstellung zur WVO und sammelte europa-
weit rund 360.000 unterstützende Unter-
schriften für die WVO, davon ein Großteil in 
Deutschland (FACE 2023). Nationale Wahlen, 
bei denen sich der Widerstand gegen die 
Vorschläge für eine WVO schon an der Wahl-
urne gezeigt hatte (zum Beispiel Regional-
wahlen in den Niederlanden 2023), ebenso 
wie der Schatten der im Juni 2024 stattgefun-
denen Europawahl blieben ebenfalls nicht 
ohne Wirkung auf die parlamentarische Re-
zeption der WVO in Brüssel. 

In dieser Gemengelage eines zunehmend 
populistischen, nicht mehr sachbezogenen, 
oft einseitigen öffentlichen Diskurses entwi-
ckelte sich bei einigen Fraktionen des demo-
kratischen Spektrums im Parlament (in erster 
Linie EVP und Liberale), die zuvor den Green 
Deal gemeinsam getragen hatten, eine 
wachsende Entfremdung von der WVO. Wäh-
rend die EVP lange Zeit den WVO-Entwurf 
kritisch, aber doch grundsätzlich konstruktiv 
begleitet hatte, kam es im Kontext des im 
Mai 2023 in München stattgefundenen Par-
teikongresses zu einem Paradigmenwechsel. 
EVP-Fraktionsvorsitzender Manfred Weber 
ordnete eine Blockade der WVO mit allen 
Mitteln an. 

Neben der traditionellen Nähe zu den ag-
rarisch und forstlich Nutzenden sind die ne-
gativen Erfahrungen der EVP im Zusammen-
hang mit den parlamentarischen Beratungen 
zur Erneuerbaren-Energien-Richtlinie RED III 
2022/23 (EC 2023) eine mögliche Erklärung. 
Die EU-Kommission hatte vorgeschlagen, 
den Einsatz von Holz als Energieträger zur 
Stromproduktion in Kraftwerken aufgrund 
des zunehmenden Zweifels an der Klimaneu-
tralität zukünftig weitgehend zu verbieten. In 
entsprechenden Kreisen galt dies als politi-
scher Verrat, der bereits in der Vorbereitungs-
phase der Verordnung hätte verhindert wer-
den müssen und zu massivem Druck der 
Lobbykreise der Holzenergie, Land- und 
Forstwirtschaft führte. Aber es waren sicher Foto 3: Heterogene Magerrasen sind bei geeignetem Management Hotspots der Artenvielfalt. 
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auch wahlopportunistische Gesichtspunkte 
vor den Europawahlen 2024, um sich bei 
konservativen Wählerinnen und Wählern im 
ländlichen Raum und vor allem bei Landwir-
tinnen und Waldbesitzern als Vertreter ihrer 
Interessen zu empfehlen.

6	 Der parlamentarische Durchlauf 
der WVO im Detail

Zu einer langwierigen Kette von Abstimmun-
gen mit ungewissem Ausgang kam es im 
Europäischen Parlament. Die mitberatenden 
Ausschüsse für Landwirtschaft und Fischerei 
hatten den Gesetzesvorschlag der Kommis-
sion abgelehnt. Entscheidend für das weitere 
parlamentarische Verfahren war nun die Ab-
stimmung im für das Verfahren verantwort-
lichen Umweltausschuss (Committee on the 
Environment, Public Health and Food Safe-
ty – ENVI). Die EVP hatte sich zuvor aus den 
Verhandlungen mit den anderen Fraktionen 
zur Kompromisssuche zurückgezogen und 
angekündigt, das Gesetzesvorhaben pau-
schal abzulehnen und dafür auch ein mögli-
ches Mehrheitsbündnis mit Stimmen der 
rechtskonservativen ECR- (Europäische Kon-
servative und Reformer) und der rechtsnatio-

nalistischen ID-Fraktion (Identität und Demo-
kratie) zu bilden. 

Bei der Abstimmung am 15.6.2023 über 
den EVP-Antrag auf vollständige Ablehnung 
des Gesetzesvorschlags kam es mit 44:44 
Stimmen zu einer Pattsituation und damit 
zur Ablehnung des Vorschlags. Weitere ge-
meinsame Änderungsanträge der Fraktionen 
der Sozialdemokraten, Liberalen, Grünen 
und Linken wurden dann aber ebenfalls 
überwiegend abgelehnt. Eine finale Abstim-
mung kam nicht zustande. Die Ausschuss
sitzung wurde unterbrochen und am 
27.6.2023 fortgesetzt. 

Mit welcher Nervosität und Vehemenz die 
EVP-Fraktion versuchte, eine WVO-Verhinde-
rung zu organisieren, wird wie folgt deutlich: 
Das Patt am 15.6.2023 im Umweltausschuss 
resultierte aus dem positiven Votum zweier 
deutscher EVP-Abgeordneter im ENVI. Um 
dies bei der vertagten Sitzung zu verhindern 
und die Ablehnung abzusichern, wurden für 
die Abstimmung am 27.6.2024 zahlreiche 
EVP-Mitglieder ausgetauscht. Von den 22 
stimmberechtigten Abgeordneten waren le-
diglich zwölf EVP-Politiker als Vollmitglieder 
im Gremium eingetragen. Von den verblei-
benden zehn Mandaten war nur eine Person 

stellvertretendes Ausschussmitglied; die 
neun weiteren EVP-Mandatsträger waren 
nicht einmal als reguläre Stellvertretende als 
Teil des EU-Umweltausschusses benannt. 
Doch es kam erneut und für die EVP überra-
schend zu einem weiteren Patt. Der geänder-
te Gesetzentwurf wurde zwar nicht abge-
lehnt, aber unverändert zur Entscheidung an 
das Parlamentsplenum zurückverwiesen.

Damit gab es für die Abstimmung im Par-
lament, was ungewöhnlich ist, keinen Bericht 
und keine Entscheidungsempfehlung. Dieses 
stimmte in namentlicher Abstimmung am 
12.7.2023 dem etwas „holprigen“ Entwurf mit 
336 gegen 300 Stimmen zu und lehnte im 
Gegenzug einen Antrag der EVP auf Zurück-
weisung mit 324 gegen 312 Stimmen ab. Das 
Parlament hatte damit seine Position durch 
Mehrheitsentscheidung bestimmt. Bemer-
kenswert ist hierbei, dass, wie schon im Um-
weltausschuss, einige Abgeordnete, insbe-
sondere der EVP, die Fraktionsdisziplin durch-
brachen und für die WVO stimmten. Die Ab-
weichler wurden allerdings in kurzer Zeit 
über einschlägige soziale Netzwerke öffent-
lich bekannt gemacht, ja regelrecht stigmati-
siert, und erfuhren massiven persönlichen 
Druck aus den eigenen politischen Reihen.

Abb. 3: Der European Green Deal bildete eine der sechs Prioritäten der ersten Kommission von der Leyen (2019–2024). Die weiteren Prioritäten waren: eine sozial gerech-
te Wirtschaftsentwicklung, eine Digitalisierungsoffensive, die Förderung europäischer Lebenswerte, die Festigung einer globalen Führungsrolle Europas sowie Förderung, 
Schutz und Stärkung des europäischen Demokratiegedankens (EC 2019, 2021 a). 
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In der Zwischenzeit hatte am 20.6.2023 der 
Umweltministerrat der EU getagt. Dort gab 
es eine mehrheitliche Zustimmung  
mit qualifizierter Mehrheit (siehe Textbox 1) 
zu einer „allgemeinen Ausrichtung“ an der 
Ratsposition zur WVO (CEU 2023). In den  
folgenden Trilog-Verhandlungen konnte 
nach hartem und kontroversem Ringen am 
9.11.2023 eine Einigung auf einen Kompro-
miss erzielt werden. Am 29.11.2023 votierte 
der Umweltausschuss des EU-Parlaments mit 
53 Ja- und 28 Nein-Stimmen sowie vier Ent-
haltungen für den WVO-Kompromissvor-
schlag. Zustimmung kam am 27.2.2024 auch 
vom EU-Parlament mit 329 Ja-Stimmen, 275 
Nein-Voten und 24 Enthaltungen.

7	 Der parlamentarische Show-
down im Rat

Nun war noch die Entscheidung des Rates 
mit qualifizierter Mehrheit erforderlich. 
Deutschland, vertreten durch Umweltminis-
terin Steffi Lemke, hatte stets Zustimmung 
zur Gesetzesvorlage signalisiert. Vor der für 
den 25.3.2024 angesetzten Abstimmung im 
Rat der EU-Umweltminister und -ministerin-
nen war jedoch keine qualifizierte Mehrheit 
für den Kompromiss mehr gegeben. Die Ver-
tretungen von acht EU-Mitgliedstaaten zo-
gen, teilweise überraschend, ihre Zustim-
mung zurück und wollten dagegenstimmen 
(darunter Schweden, Italien, die Niederlande 
und Ungarn) oder sich enthalten (Österreich, 
Belgien, Finnland und Polen). Der damalige 
Ratspräsident Charles Michel nahm darauf-
hin die Abstimmung von der Tagesordnung. 

Eine neue Abstimmung fand im Rat am 
17.6.2024 statt, nachdem die österreichische 
Umweltministerin Leonore Gewessler (Grü-
ne) ihre Zustimmung angekündigt hatte. Das 
Gesetz wurde dort mit qualifizierter Mehrheit 
angenommen, war damit von beiden legisla-
tiven Organen beschlossen und wurde am 
29.7.2024 im Amtsblatt der EU veröffentlicht 
(EU 2024). Die innerhalb der österreichischen 
Regierung umstrittene Zustimmung der Um-
weltministerin löste dort erhebliche Konflikte 
aus. Bundeskanzler Karl Nehammer stellte 
sogar Strafanzeige gegen die Umweltminis-
terin; diese wurde im September 2024 von 
der österreichischen Wirtschafts- und Kor-
ruptionsstaatsanwaltschaft (WKStA) jedoch 
als unbegründet zurückgewiesen und Ermitt-
lungen wurden erst gar nicht eingeleitet (Der 
Standard 2024).

Bis zuletzt haben vor allem wald- und in-
dustrienahe Verbände gegen das Gesetz mo-
bil gemacht. Der europäische Landwirt-
schafts-Dachverband COPA-COGECA, in dem 
der Deutsche Bauernverband zu den wich-
tigsten Akteuren gehört, schickte den EU-Ab-
geordneten eine vorbereitete Abstimmungs-
liste zu, in der detaillierte Empfehlungen für 
die unterschiedlichen Szenarien gegeben 
werden. In dem Schreiben empfahl er den 
konservativen Abgeordneten, Änderungsan-
trägen aus dem Lager rechtspopulistischer 
Parteien zuzustimmen, falls sich für eine voll-
ständige Ablehnung keine Mehrheit finden 
sollte (Arago et al. 2023). Auch die Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Waldbesitzerverbände 
(AGDW) kritisierte bereits die Zustimmung 
des EU-Parlaments heftig und bewertete sie 

als falsch (AGDW 2023): „Das Parlament hätte 
den Gesetzentwurf in dieser Form nicht billigen 
dürfen, denn es würde den Kernzielen des 
Green Deals, der Begrenzung des Klimawandels 
und dem Artenschutz nicht gerecht. Die Folgen 
der WVO sind jetzt eine Verknappung des Roh-
stoffes Holz und die Klimaleistung des Waldes 
wird deutlich abnehmen. Weitere Folgen sind 
jetzt der Import von Holz aus Ländern mit nicht 
nachhaltiger Waldbewirtschaftung“, so die 
ADGW. 

Auch nach Verabschiedung der WVO blie-
ben große Teile der deutschen Forstbranche 
und die Waldbesitzerverbände bei ihrer 
grundsätzlichen Ablehnung. So spricht der 
Verband der Familienbetriebe Land und Forst 
e.V. (FABLF) von einem neuen bürokratischen 
Konstrukt aus Diktat und Ordnungsrecht, das 
dem eigentlichen Ziel des Naturschutzes 
entgegenwirke. Gleichlautend äußert sich 
der Europäische Privatwaldbesitzerverband 
(CEPF), der das Abstimmungsergebnis „völlig 
unverständlich“ nennt: „Die WVO würde die 
Wälder weiter destabilisieren, den Umbau hin 
zu klimastabilen Beständen verhindern und zu 
einem Rückgang bei der Bereitstellung von 
Holz führen“ (Forstpraxis 2024).

Diese höchst spannungsgeladene Ge-
schichte auf dem Weg zur WVO zu kennen, 
ist deshalb wichtig, weil sie die nun anste-
hende Umsetzung der WVO in den einzelnen 
Mitgliedstaaten und insbesondere auch in 
Deutschland enorm belastet. Der von deut-
schen EVP-Parlamentariern wesentlich mit-
organisierte Widerstand gegen die WVO ist 
im politischen Raum nach wie vor präsent. 
Und die WVO gibt es nur, weil es eine öster-

Foto 4: Sukzession gefährdet nach wie vor den Fortbestand artenreicher Magerrasen. 
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reichische Ministerin gewagt hat, eine per-
sönliche Entscheidung zu treffen, die zwar 
den Mehrheitswillen der europäischen Be-
völkerung abbildete, aber nicht der politi-
schen Meinung des deutlich größeren kon-
servativen Koalitionspartners in der damali-
gen Regierung entsprach. Verabschiedet 
wurde die WVO zudem quasi in den letzten 
Sekunden der Amtszeit des vergangenen EU-
Parlaments und der Kommission.

Mit den deutlichen (konservativen) Macht-
verschiebungen nach den EU-Wahlen vom 
Juni 2024 im Parlament, den damit verbun-
denen programmatischen Veränderungen 
und so, wie sich jetzt politisch die neue  
EU-Kommission präsentiert, wäre eine WVO 
nicht mehr vorstellbar. Es ist zu erwarten, 
dass weitere noch ausstehende legislative 
Reformvorhaben des Green Deal, wenn über-
haupt, nur noch mit sehr geringer Wirkmäch-
tigkeit ausgestattet werden. 

8	 Ausblick

Ist die verabschiedete WVO nun ein akzep-
tabler Kompromiss und eine ausreichende 
und verbindliche gesetzliche Basis für not-
wendige Veränderungen in den Kulturland-
schaften einschließlich der Wälder? Oder 
wurden die ursprünglichen Kommissionsvor-
schläge so weit verwässert, dass kaum mit 
sinnvollen Maßnahmen zu rechnen ist und 
lediglich neue Bürokratie und Berichtspflich-
ten entstehen? In einem Folgebeitrag (Luick 
et al. 2025 a; eingereicht) zeigen wir auf, wel-
che praktischen Probleme jetzt bei der Im-
plementierung gelöst werden müssen. Und 
es wird deutlich werden, dass die Erwartun-
gen wohl nur teilweise dem real Möglichen 
entsprechen werden. Wir entwickeln konst-
ruktive Vorschläge, wie nun die rechtskräfti-
ge WVO in für die Akteure akzeptierbare Um-
setzungsansätze überführt werden kann.
Trotz aller Mängel hat die WVO als Gesetzes-
projekt unsere volle Sympathie und Unterstüt-
zung. Es war das Maximale, was in einer äu-
ßerst schwierigen politischen Gemengelage 
erreichbar war. Dennoch ist wichtig, auf 
Schwächen und Defizite der WVO hinzuwei-
sen, die in der realen Anwendung (noch) kor-
rigiert werden können. Es darf nicht eintreten, 
dass die WVO von interessierter Seite zum 
einen als neues „Bürokratiemonster“ insze-
niert wird und zum anderen zugleich in ledig-
lich abstrakter Weise versucht wird, die gesetz-
lichen Grundanforderungen zu bedienen. 
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Fazit für die Praxis

•	Das in der EU-Biodiversitätsstrategie 
2020 angestrebte Ziel, durch freiwillige 
nationale Maßnahmen bis 2020 mindes-
tens 15 % der geschädigten Ökosysteme 
wiederherzustellen (dies würde auch 
dem Aichi-Ziel 15 des Übereinkommens 
über die biologische Vielfalt entspre-
chen), wurde nicht einmal tendenziell 
erreicht.

•	Wenn (europäische) Nationalstaaten und 
auch die EU auf internationaler Ebene mit 
Vehemenz die Dringlichkeit von mehr 
und starken Maßnahmen für den Um-
welt- und Naturschutz einfordern, heißt 
das nicht automatisch, dass dies auch mit 
entsprechender Umsetzung durch EU-
rechtliche und nationale Instrumente 
einhergeht. 

•	Das WVO-Gesetzgebungsverfahren 
macht sehr deutlich, wie wichtig die Rolle 
von Nichtregierungsorganisationen und 
auch von Landnutzungsverbänden ist, 
wenn diese evidente Fakten bereitstel-
len, auf praktische Probleme hinweisen 
und sinnvolle Verbesserungsvorschläge 
machen. Gleichzeitig ist zu kritisieren, 
dass, wie im Diskursprozess der WVO 
stattgefunden, mit eindeutig falschen In-
formationen medial wirksame Narrative 
geschaffen werden.

•	Ebenso wichtig und zu stärken ist die 
Rolle der Wissenschaft, um (1) faktische 
Handlungserfordernisse zu formulieren 
und zu begründen, (2) Fake News zu ent-
larven und (3) praxisgeeignete, der Di-
mension der Herausforderungen (wie 
den überschrittenen planetaren Gren-
zen) adäquate Ziele und Maßnahmen ge-
meinsam mit gesellschaftlichen Akteuren 
zu entwickeln.

•	Die WVO strebt an, die Ziele zur aktiven 
Wiederherstellung von Natur in ein flä-
chenwirksames Gesamtkonzept, insbe-
sondere mit dem Klimaschutz und der 
Landnutzung, zu integrieren. Damit geht 
es über bisher meist sektoral angestrebte 
Ziele deutlich hinaus. In den nationalen 
Wiederherstellungsplänen und der fol-
genden Umsetzung muss dieser integrie-
rende Ansatz für die Entwicklung multi-
funktional wirksamer Ökosysteme und 
Landschaften anspruchsvoll realisiert 
werden. Nur so können die notwendigen 
vielfältigen Ökosystemleistungen auch 
entsprechend gefördert werden.

•	Durch die juristische Fassung als Verord-
nung gilt die WVO unmittelbar in den 
Mitgliedstaaten der EU und bedarf nicht 
einer gesetzlichen nationalen Umset-
zung.
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